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Verkehrsverlagerung kann nur mit 
Gleisanschlüssen und kundennahen 
Zugangsstellen gelingen

Gleisanschluss-Charta konkretisiert und 
ergänzt den Masterplan Schienengüterverkehr
Der Bundesminister für Verkehr und digitale 
Infrastruktur hat im Juni 2017 den Masterplan 
Schienengüterverkehr vorgestellt. Der Koaliti-
onsvertrag der Regierungsparteien hat ihn und 
seine Ziele ausdrücklich bestätigt.

Erklärtes Ziel dieses Planes ist es, den Schienen-
güterverkehr für die Zukunft zu rüsten und dafür 
zu sorgen, dass die Wachstumspotenziale der 
Schiene umfassend erschlossen werden. Er ent-
hält zahlreiche Maßnahmen, von denen Gleisan-
schlüsse und kundennahe Zugangsstellen direkt 
und indirekt profitieren werden. Neben durch-
gängigen Transporten von Gleisanschluss zu 
Gleisanschluss setzt er auch auf multimodale 
Transportketten mit Hauptlauf auf der Schiene.  

Weiterhin schlägt er die stetige Entwicklung 
neuer Produkte und eine Steigerung der Effizienz 
des Gesamtsystems vor. Dafür sollten Transport-
systeme zur Verfügung stehen, die den Anforde-
rungen des Marktes an Preis, Qualität und Zuver-
lässigkeit entsprechen. Hierzu gehören Einzel-
wagen-/Wagengruppensysteme, Ganzzüge für 
Wagenladungen, Züge des Kombinierten Ver-
kehrs (KV), gemischte Züge aus KV und Wagenla-
dungsverkehren sowie logistikfähige Laderaum-
systeme (klassische Güterwagen, Ladeeinheiten 
des KV und spezielle Behältersysteme). 

Die Unterzeichner und Unterstützer der Gleis-
anschluss-Charta fordern die konsequente und 
zeitnahe Umsetzung insbesondere der Maß-
nahmen des Masterplans, die Gleisanschlüsse 
und kundennahe Zugangsstellen stärken kön-
nen. Sie teilen die Auffassung des Masterplans, 
dass aufkommensstarke industrielle und logis-
tische Standorte über einen Gleisanschluss ver-
fügen und andere Standorte über multimodale 
Systeme im KV und im Wagenladungsverkehr 
Zugang zur Schiene haben sollten. Sie weisen 
darauf hin, dass diese Maßnahmen nur wir-
ken können, wenn auch die Attraktivität von 
See- und Binnenhäfen sowie von Industrie-, 
Gewerbe- und Logistikparks im Schienengüter-
verkehr gesteigert wird. Diese trimodalen/multi- 
modalen Knoten sind wichtige Konzentrations-
punkte für Bahnverkehre und Heimat zahlreicher 
Gleisanschlüsse. 

Des Weiteren setzen sich die Unterzeichner und 
Unterstützer der Charta für eine Stärkung vorge-
lagerter Infrastrukturen ein, da Gleisanschlüsse 
und kundennahe Zugangsstellen ohne sie nicht 
bedient und nicht an das überregionale Eisen-
bahnnetz angeschlossen werden können. 

Die Charta zeigt Wege auf, wie durch eine Attrak-
tivitätssteigerung von Gleisanschlüssen, kun-
dennahen Zugangsstellen, trimodalen/multimo-
dalen Knoten und vorgelagerten Infrastruktu-
ren bestehende Transportsysteme gestärkt und 
neue Konzepte für eine erfolgreiche Verkehrs-
verlagerung auf die Schiene entwickelt werden 
können. 

Ausgangssituation – wo stehen wir heute?
Der Schienengüterverkehr konnte seine Trans-
portleistung seit 1994 nahezu verdoppeln. Die-
ses Wachstum ist aber vor allem dem KV zu ver-
danken. Allein im Zeitraum von 2005 bis 2013 ist 
dieser laut Statistischem Bundesamt um mehr 
als 50 Prozent gewachsen und hat sich mit einem 
intramodalen Anteil von über 40 Prozent an der 
Verkehrsleistung mittlerweile zum stärksten 
Segment entwickelt. Dahinter folgt der Ganz-
zugverkehr, dessen Anteil mit 34 Prozent sta-
bil geblieben ist. Nicht am Wachstum beteiligt 
war der Einzelwagen-/Wagengruppenverkehr 
mit einem Anteil von nur noch ca. 25 Prozent.  

Der Wagenladungsverkehr (Ganzzüge, Wagen-
gruppen und Einzelwagen) und andere Transport-
systeme, die auf kundennahe Zugangsstellen 
aufbauen, sind auf Gleisanschlüsse angewiesen. 
Deren Bestand ist aber seit Jahren stark rückläufig. 
Aktuelle Erhebungen der Bundesnetzagentur für 
Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und 
Eisenbahnen (BNetzA) lassen befürchten, dass 
die Zahl der Gleisanschlüsse (Industrie, Han-
del und Logistik) von ca. 11 000 im Jahre 1997 
(laut VDV-Statistik) inzwischen auf etwa 2 000 
geschrumpft ist. 

Leider existieren keine exakten amtlichen Daten 
über die Anzahl von Gleisanschlüssen. Ein Grund 
dafür ist, dass es keine rechtsverbindliche 
Definition gibt, welche Infrastrukturen kon-
kret zu Gleisanschlüssen zu zählen sind. So ken-
nen das Bundesrecht die „Werksbahnen”, die 
Landesrechte die „Anschlussbahnen” und die 
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Gleisanschlussförderrichtlinie „Gleisanschlüsse 
im privaten Eigentum". Unabhängig von den sta-
tistischen Unschärfen ist aber von einem drama-
tischen Rückgang dieser wichtigen Zugangsstel-
len auszugehen. 

Auch das Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur (BMVI) kommt im Oktober 
2016 in der Studie „Status quo des Güterver-
kehrssystems in Deutschland – eine Metastudie 
unter besonderer Betrachtung der Vernetzung 
des Verkehrs” zu der Erkenntnis, dass der Abbau 
von Infrastrukturen, insbesondere von Gleisan-
schlüssen und Ladegleisen, in der Vergangenheit 
den Zugang zur Schiene erschwert hat. Dies gilt 
primär für Anlagen in der Fläche, wodurch der 
Verkehrsträger Schiene heute in vielen Regionen 
nur noch eingeschränkt verfügbar ist. 

Werden Gleisanschlüsse von Kunden nicht mehr 
oder kaum noch genutzt und wird deren Bedie-
nung deshalb aufgegeben, fehlen den aktiven 
Gleisanschließern zunehmend die Korrespon-
denzstellen für Verkehre zwischen zwei Gleisan-
schlüssen. Unter dieser Entwicklung leiden auch 
trimodale/multimodale Knoten wie Häfen und 
Industrie-, Gewerbe- und Logistikparks sowie 
vorgelagerte Infrastrukturen für die Feinvertei-
lung zu den Gleisanschlüssen. Diese werden von 
der DB Netz AG, von Nichtbundeseigenen Eisen-
bahnen (NE), von Häfen, Kommunen oder ande-
ren Akteuren betrieben und wurden in vielen 
Fällen wegen rückläufiger Gleisanschlussver-
kehre aus wirtschaftlichen Gründen aufgegeben.   

Ein derart schrumpfendes Netzwerk von Gleis-
anschlüssen, kundennahen Zugangsstellen und 
vorgelagerten Infrastrukturen führt zwangsläu-
fig zu weiteren Angebotseinschränkungen, ins-
besondere im Einzelwagen-/Wagengruppenver-
kehr, und bremst die Entwicklung anderer Trans-
portsysteme über kundennahe Zugangsstellen. 

Auch ist derzeit unklar, wie angesichts rückläu-
figer Gleisanschlusszahlen der Einzelwagen-/
Wagengruppenverkehr für die Eisenbahnver-
kehrsunternehmen (EVU) wirtschaftlich darstell-
bar und damit zukunftssicherer gemacht werden 
kann. Die Charta unterstützt daher ausdrücklich 
die Vereinbarungen im Koalitionsvertrag 2018, 
wonach die Bundesregierung prüfen wird, wie 
Einzelwagenverkehre wirtschaftlich betrieben 
werden können. 

Bei Unternehmen der verladenden Wirtschaft und 
der Logistik ist durchaus wieder ein wachsendes 
Interesse an der Schiene und auch am eigenen 
Gleisanschluss festzustellen. Auch die Ver- und 
Entsorgung von Metropolregionen und Logistik-
zentren per Bahn wird von Kommunen, Ländern 
und Unternehmen wieder in Betracht gezogen. 

Interessierte Unternehmen und Akteure wer-
den jedoch allzu oft von viel zu hohen finanzi-
ellen und administrativen Hürden abgeschreckt. 
Immer wieder ist zu hören, dass man sehr von 
den Vorteilen eines eigenen Gleisanschlusses 
überzeugt sein muss, um diese Hürden zu über-
winden. 

Die zurückgehende Anzahl von Gleisanschlüssen 
ist ein klares Indiz dafür, dass die Rahmenbedin-
gungen für einen eigenen Gleisanschluss zuneh-
mend unattraktiv sind. Der Vergleichsmaßstab 
muss hier die Straße sein. Denn oft sind der 
Betrieb werksinterner Straßeninfrastrukturen 
und der Anschluss an das öffentliche Straßen-
netz mit deutlich weniger Aufwand und Risiko 
verbunden als der eigene Gleisanschluss.  

Sollte sich die negative Entwicklung bei den 
Gleisanschlüssen weiter fortsetzen, werden sich 
zukünftige Mengensteigerungen auf der Schiene 
primär wohl nur im KV realisieren lassen. Die-
ser wird aber kaum in der Lage sein, die gewollte 
Verkehrsverlagerung auf die Schiene allein zu 
schultern. 
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Vor dem Hintergrund, dass Politik, Wirtschaft 
und Logistik zur Entlastung der Straße und zum 
Schutz des Klimas ein stärkeres Wachstum des 
Schienengüterverkehrs wünschen, sind daher 
zentrale Fragen zu beantworten: 

 → Wie soll die Verkehrsverlagerung gelingen, 
wenn immer weniger Gleisanschlüsse und 
kundennahe Zugangsstellen für den Schie-
nengüterverkehr zur Verfügung stehen? 

 → Welchen Beitrag zur Verkehrsverlagerung 
können Gleisanschlüsse, Umschlagterminals, 
öffentliche Ladestellen, See- und Binnenhä-
fen, Industrie-, Gewerbe- und Logistikparks 
und vorgelagerte Infrastrukturen leisten? 

 → Welche Lösungen oder Alternativen gibt es, 
wenn die Flächendeckung des Einzelwagen-/
Wagengruppenverkehrs noch weiter zurück-
geht oder sogar dessen betriebswirtschaft-
liche Tragfähigkeit im intermodalen Wett- 
bewerb zunehmend infrage gestellt wird? 

Gemeinsam eine Trendwende einleiten!
Die Unterzeichner und Unterstützer dieser 
Charta appellieren an die verantwortlichen 
Akteure, die Abwärtsspirale gemeinsam zu stop-
pen und Investitionen in Infrastrukturen und 

Transportsysteme anzuregen. Dazu müssen die 
finanziellen und administrativen Rahmenbedin-
gungen für die Betreiber signifikant verbessert 
werden. Die Gleisanschluss-Charta unterbreitet 
dazu umsetzungsreife Vorschläge, deren Adres-
saten Bund, Länder, Kommunen, Industrie, Han-
del, Logistik und die Eisenbahnbranche sind. 
Die Charta ist somit auch als eine Art Selbstver-
pflichtung der Branche zu verstehen und richtet 
sich nicht nur an die politischen Entscheider.

Die Unterstützung der Gleisanschluss-Charta 
durch ein breites Bündnis von Verbänden und 
Vereinen aus Industrie, Handel, Logistik und 
öffentlichen Einrichtungen zeigt, wie dringlich 
und notwendig gemeinsame Anstrengungen 
aller Beteiligten für Gleisanschlüsse, Umschlag- 
terminals, öffentliche Ladestellen, Häfen, 
Industrie-, Gewerbe- und Logistikparks und 
vorgelagerte Infrastrukturen sind. 

Über deren Bedeutung zur Erreichung der klima- 
und verkehrspolitischen Ziele ist eine stär-
kere Diskussion auf politischer Ebene erforder-
lich. Neben dem Bund sind hier auch die Länder 
und Kommunen wichtige Gesprächspartner. Die 
Charta soll als eine Grundlage für einen konst-
ruktiven Dialog aller angesprochenen Akteure 
dienen.
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 → Gleisanschließer bei Aufwand und Kosten 
erheblich entlastet werden, 

 → Gleisanschließer weitgehend vor externen 
Risikofaktoren, wie Stilllegung vorgelager-
ter Strecken und Zuführungsgleise geschützt 
werden,

 → Häfen, Industrie-, Gewerbe- und Logistik-
parks als Heimat zahlreicher Gleisanschlüsse/
weiterer Zugangsstellen und Bündelungs-
standorte für KV und Wagenladungsverkehre 
gestärkt werden,  

 → vorgelagerte Infrastrukturen für eine kun-
dengerechte Bedienung zur Verfügung  
stehen, 

 → alle Bestandteile der regionalen Infra-
struktur, die für die Kundenbedienung auf 
der Schiene benötigt werden, gemeinsam 
betrachtet und in ein Gesamtkonzept für 
Ausbau, Neubau, Reaktivierung, Erneuerung, 
Erhalt und Betrieb integriert werden, 

 → die Zukunftssicherung regionaler Infrastruktu-
ren wieder stärker als öffentliche Aufgabe im 
Sinne einer Daseinsvorsorge verstanden wird, 

 → ehemalige bzw. brachliegende Infrastruktur 
mit wesentlich vereinfachten Verfahren 
wieder verfügbar gemacht werden kann, 

 → neben den bestehenden Transport- und 
Laderaumsystemen auch neue/innovative 
Systeme verfügbar sind, die die Auslastung 
von Gleisanschlüssen, öffentlichen Ladestel-
len, multimodalen Knoten und vorgelager-
ten Infrastrukturen erhöhen können. 

 → die wirtschaftlichen und infrastrukturellen 
Rahmenbedingungen für die Bedienung von 
Gleisanschlüssen und weiteren Zugangsstel-
len verbessert werden,

 → die EVU auskömmliche Renditen auch bei 
Transportkonzepten über Gleisanschlüsse 
und kundennahe Zugangsstellen erwirt-
schaften können,

 → alle derzeit vorhandenen Transport-/Lade-
raumsysteme auch weiterhin zur Verfügung 
stehen, um die Anforderungen der Verlader 
und Logistikdienstleister erfüllen zu können, 

 → neue/innovative Systeme verfügbar sind, 
die die Auslastung von Gleisanschlüssen, 
Umschlagterminals, öffentlichen Ladestel-
len, trimodalen/multimodalen Knoten und 
vorgelagerten Infrastrukturen erhöhen kön-
nen, 

 → der Zugang der Schiene zu den (künftigen) 
Transportaufkommen gewährleistet wird.

Zielsetzung der Charta

Für die Verkehrsverlagerung und zur Entlastung des regio- 
nalen/kommunalen Raums vom Straßengüterverkehr sollen 
ausreichend Gleisanschlüsse, kundennahe Zugangsstellen, 
öffentliche Ladestellen, Umschlagterminals, trimodale/
multimodale Knoten und vorgelagerte Infrastrukturen für 
leistungsfähige und wirtschaftlich darstellbare Transport- 
systeme auf der Schiene (KV und Wagenladungsverkehr) 
zur Verfügung stehen.

Dieses Ziel kann nur erreicht werden, wenn
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Unter Zugangsstellen versteht die Charta Gleis-
anschlüsse von Industrie-, Handels- und Logis-
tikunternehmen, Umschlagterminals für Wagen-
ladungsverkehre, Verteilzentren, Terminals des 
KV und öffentliche Ladestellen für den Eigenum-
schlag. 

Multimodale Knoten sind z. B. Industrie-, Gewerbe- 
und Logistikparks. Trimodale Knoten sind See- 
und Binnenhäfen. 

Vorgelagerte Infrastrukturen umfassen u. a.Ran-
gier- und Abstellgleise, Bahnhöfe für die Zug-
bildung/-auflösung, Zuführungsgleise/Indus-
triestammgleise und regionale Zulaufstrecken. 
Diese können auch in See- und Binnenhäfen  
sowie in Industrie-, Gewerbe- und Logistikparks 
liegen.

Unter Wagenladungsverkehr versteht die Charta 
neben dem Ganzzugverkehr insbesondere  
den Einzelwagen-/Wagengruppenverkehr. Damit 
sind die durch Kunden beauftragten Ladungs-
größen gemeint, die in/auf einen Güterwagen 
verladen werden, und nicht einzelne Transport-
systeme von Unternehmen.



Handlungsfelder und Maßnahmen

Im Folgenden konzentriert sich die Charta auf 
Handlungsfelder und Maßnahmen, die ihrem 
Ziel einen direkten Nutzen bringen können. Sie 
ergänzt, präzisiert und benennt hierzu die ent-
sprechenden Maßnahmen des Masterplans.

Jeder Vorschlag für sich ist ein wichtiger Mosaik-
stein, der allein aber noch nicht den maximalen 
Effekt erzielen kann. Eine gesamthafte und ggf. 
schrittweise Umsetzung aller Vorschläge erhöht 
die Chancen zur Zielerreichung. Ohne näher  
darauf einzugehen, unterstützt die Charta auch 
folgende Maßnahmen des Masterplans Schienen- 
güterverkehr:

 → Ausbau der Gütertrassen und Sicherung der 
Leistungsfähigkeit des Bestandsnetzes, 

 → längere und leisere Züge, 

 → kurzfristige Trassenbuchung und -stornierung, 

 → Entwicklung und Einführung einer standardi-
sierten automatischen Kupplung, 

 → Implementierung des intelligenten digitali-
sierten Güterwagens, 

 → Verbesserungen in der Verfügbarkeit und 
Distribution von Informationen. 
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Handlungsfeld 1: Bürokratie abbauen und 
Regularien vereinfachen

Der enorme bürokratische Aufwand, der mit der 
Errichtung und dem Betrieb eines Gleisanschlus-
ses verbunden ist, schreckt viele Unternehmen 
ab. Bei allem staatlichen Handeln ist zu beden-
ken, dass es sich bei Betreibern von Gleisan-
schlüssen nicht um klassische Eisenbahnen han-
delt, sondern um Unternehmen aus Industrie, 
Handel und Logistik.

Um die angestrebte Güterverlagerung von der 
Straße auf die Schiene zu realisieren, müssen 
diese Unternehmen von administrativen und 
bürokratischen Belastungen so weit wie möglich 
befreit werden. Wie dies geschehen kann, ist im 
Detail mit den staatlichen Stellen zu diskutieren. 
Im Folgenden werden einige Vorschläge dazu 
formuliert.

Vereinfachung der Regularien bei Bau und 
Betrieb von Gleisanschlüssen 
Wer einen Gleisanschluss baut und betreibt, hat 
umfangreiche technische und betriebliche Vor-
schriften zu beachten und durchläuft ein mehr-
stufiges Genehmigungsverfahren. Die Verfahren 
und Standards unterliegen ganz überwiegend 
dem Landesrecht und sind bundesweit nicht ein-
heitlich. 

Aus Sicht der Betreiber sollten die landesrechtli-
chen Bestimmungen modernisiert und (in Teilen) 
harmonisiert werden. Dies ist notwendig, um die 
ohnehin angespannte Wettbewerbssituation im 
Gleisanschlussverkehr nicht weiter zu verschär-
fen. Ziel muss es sein, die notwendigen staatli-
chen Eingriffe maßvoll zu gestalten. Insbeson-
dere bauliche und betriebliche Vorgaben verteu-
ern häufig den Betrieb und führen im Einzelfall 
sogar zum Verzicht bzw. zur Stilllegung eines 
Gleisanschlusses.

Dabei sollte beachtet werden, dass die Bestim-
mungen aus Landes- und Bundesrecht zueinander 
passen, ohne dass dies zu veränderten Zustän-
digkeiten zwischen Bund und Ländern führt. Wei-
terhin ist der Einfluss des Regelwerks der öffent-
lichen Eisenbahninfrastrukturunternehmen (EIU) 

auf Gleisanschlüsse/Anschlussbahnen einzu-
dämmen. So könnten z. B. die technischen Stan-
dards für Oberbau und Signaltechnik um eine 
Kategorie für Gleisanschlüsse/Anschlussbahnen 
erweitert werden. Dadurch ließe sich verhin-
dern, dass Aufsichts- oder Genehmigungsbe-
hörden bei den Gleisanschlüssen/Anschluss-
bahnen technische Standards einfordern, die für 
öffentliche Eisenbahninfrastrukturen erarbeitet 
wurden. 

Eine Modernisierung und Harmonisierung der 
staatlichen Bestimmungen könnte die Gleisan-
schließer zudem erheblich von bürokratischem 
Aufwand entlasten und den Umfang externer 
Beratungsdienstleistungen reduzieren.

Ferner könnten auch Regelwerke und Vorschrif-
ten, die der Gleisanschließer zwingend aufzustel-
len hat, weitgehend standardisiert und verein-
facht werden. So könnte z. B. eine bedarfsgerechte 
„Muster-Bedienungsanweisung für Gleisan-
schlüsse/Anschlussbahnen” auf Grundlage der 
modernisierten staatlichen Bestimmungen 
entwickelt werden. 

Im Genehmigungsverfahren wären eine bes-
sere Zusammenarbeit der beteiligten Genehmi-
gungsbehörden und deren gemeinsames Auf-
treten nach außen hilfreich, um Hemmschwellen 
abzubauen und die Effizienz des Verfahrens zu 
erhöhen. Zur Unterstützung ist ein Leitfaden als 
Handreichung für Antragsteller sinnvoll. Darü-
ber hinaus sollte die Koordination von Gleisan-
schlussförderrichtlinie und baulichem Geneh-
migungsverfahren vorangetrieben werden, um 
zukünftig zu vermeiden, dass Fördergelder nicht 
abgerufen werden können, weil die baulichen 
Genehmigungen (noch) nicht vorliegen.  

Die Charta unterstützt außerdem eine Eisen-
bahnaufsicht mit Augenmaß, welche sich auf 
Stichproben beschränkt und den laufenden 
Betrieb möglichst wenig einschränkt. Das hohe 
Sicherheitsniveau der Eisenbahn darf hierbei 
nicht infrage gestellt werden.
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Entlastung von Gleisanschlüssen mit einfachen 
Betriebsverhältnissen und/oder wenig Verkehr
In der Vereinfachung der Bestimmungen und 
Regelwerke zum Bau und Betrieb von Gleis-
anschlüssen/Anschlussbahnen mit einfachen 
Betriebsverhältnissen und/oder wenig Verkehr 

liegt großes Entlastungspotenzial. Dies gilt auch 
für Gleisanschlüsse, die größtenteils zu bestimm-
ten Jahreszeiten, also periodisch, genutzt wer-
den (z. B. für land- oder forstwirtschaftliche  
Produkte).

Vorschlag Beteiligte

1.6 | Vereinfachung der Bestimmungen und Regelwerke für 
Gleisanschlüsse mit einfachen Betriebsverhältnissen und/oder wenig
periodischem Verkehr

Länder, Verbände

Vorschläge Beteiligte

1.1 | Modernisierung des Landesrechts/Standardisierung der 
Genehmigungs- und Planungsverfahren (Landeseisenbahngesetze, 
Bau- und Betriebsordnung für Anschlussbahnen (BOA)/Eisen-
bahn-Bau- und Betriebsordnung für Anschlussbahnen (EBOA); Dialog 
starten mit Arbeitsgruppe 

1.2 | Passfähigkeit von Bundes- und Landesrecht herstellen; 
Dialog starten mit Arbeitsgruppe

1.3 | Ausarbeitung und Bereitstellung einer „Muster-Bedienungs-
anweisung”, die von den Betreibern von Gleisanschlüssen/Anschluss-
bahnen übernommen werden kann

1.4 | Entwicklung eines Leitfadens, der grundlegende Informationen 
über Genehmigungsverfahren und Zuständigkeiten inkl. Kontakt-
daten enthält

1.5 | Bessere Koordinierung von Gleisanschlussförderung und 
baulichen Genehmigungsverfahren

Länder, Verbände

Bund, Länder, Verbände

Verbände unter
Beteiligung der Länder

Länder, Verbände

Eisenbahn-Bundesamt
(EBA), Länder, Verbände,
weitere Genehmigungs-
behörden
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Handlungsfeld 2: Gleisanschlussförderung 
verbessern 

Die Vorhaltung eines eigenen Gleisanschlus-
ses erzeugt in der Regel deutlich höhere Kosten 
als werksinterne Straßeninfrastrukturen. Kos- 
tentreiber sind Neubau, Ausbau, Reaktivierung, 
Erneuerung und Instandhaltung von Weichen, 
Gleisen, Prellböcken, Signaltechniken, Verlade-
einrichtungen etc. Um diesen Wettbewerbsnach-
teil auszugleichen, bedarf es auch in Zukunft 
einer staatlichen Gleisanschlussförderung.

Weiterentwicklung der Gleisanschlussförder-
richtlinie
Die im Masterplan Schienengüterverkehr ent-
haltene Maßnahme, das existierende Gleisan-
schlussprogramm fortzuführen, offensiv weiter- 
zuentwickeln und bedarfsgerecht im Bundes-
haushalt zu dotieren, wird ausdrücklich begrüßt. 
Der bislang für alle Beteiligten unbefriedigende 
Mittelabruf belegt die Notwendigkeit einer  
Weiterentwicklung der Gleisanschlussförder-
richtlinie. Dabei sollten folgende Rahmenbedin-
gungen/Eckpunkte diskutiert werden:

Vorschläge Beteiligte

2.1 | Ein zentraler Hinderungsgrund für die Inanspruchnahme der Förder-
gelder ist die notwendige langfristige Mengengarantie. Diese Verpflichtung 
können viele Unternehmen nicht eingehen. Eine Lösung könnte eine weitere 
Flexibilisierung der Laufzeiten und Verpflichtungszeiträume sein. Auch die 
(teilweise) Befreiung von Rückzahlungsverpflichtungen in definierten Fällen 
könnte Abhilfe schaffen. 

2.2 | Da die Anzahl der Gleisanschlüsse seit Jahren stetig abnimmt, sollte 
die Förderrichtlinie in Zukunft auch die Modernisierung, die Erneuerung 
und den Erhalt bestehender Gleisanschlüsse vorsehen, und dies ohne 
zusätzliche Mengenverpflichtungen des Gleisanschließers. In zahlreichen 
Gleisanschlüssen ist die Infrastruktur und/oder die Leit- und Sicherungs-
technik (LST) – dazu gehören auch Signaltechnik, Stellwerke oder elektrisch 
ortsbediente Stelltechnik – überaltert. Aufgrund der hohen Kosten können 
sie durch die Betreiber häufig nicht ersetzt werden.

2.3 | Die Gleisanschlussförderrichtlinie sollte künftig auch Zuführungs-
gleise/Industriestammgleise (im öffentlichen und privaten Eigentum) 
umfassen und so die Bündelung mehrerer Anschließer, z. B. in einem 
Gewerbegebiet oder Hafen, unterstützen.

2.4 | Die mit der aktuellen Förderrichtlinie ermöglichte Absicherung durch 
Grundschulden anstelle einer selbstschuldnerischen Bankbürgschaft greift 
nur bei Unternehmen, die die verlangte Erstrangigkeit einräumen können. 
Dem stehen aber häufig Einschränkungen entgegen, sei es aufgrund der 
Bestimmungen des Erbbaurechtsgesetzes oder aber weil die erste Rangstelle 
bereits der Absicherung von (Bau-)Krediten dient. Es sollten daher auch 
weitere Formen von Sicherheiten (z. B. Ausfallbürgschaften) zur Absicherung 
einer möglichen Rückzahlungsverpflichtung bzw. ein kompletter Verzicht 
darauf geprüft werden.

2.5 | Die Förderung sollte zukünftig auch Lagerflächen und Zufahrtsstraßen 
umfassen. 

2.6 | Den Bau begleitende bzw. ihm vorangehende Arbeiten und sonstige 
Aufwendungen sollten in die Gleisanschlussförderrichtlinie aufge-
nommen werden.

2.7 | Die Kosten sämtlicher Infrastrukturen/Anlagen für den Anschluss an das 
öffentliche Eisenbahnnetz sollten zu 100 Prozent vom Bund übernommen werden. 

Bund, Verbände

Bund, Verbände

Bund, Verbände

Bund, Verbände

Bund, Verbände

Bund, Verbände

Bund, Verbände
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Gleichbehandlung aller Fördermittelnehmer
Die Bedingungen für die Antragsteller haben 
sich mit jeder Evaluierung der Gleisanschlussför-
derrichtlinie fortlaufend verbessert. So wurde 
der Beobachtungszeitraum von fünf auf zehn 
Jahre verlängert, EU-Kilometer werden zu 50 
Prozent angerechnet und es gibt die Möglich-
keit, eine Grundschuld anstelle einer sehr teu-
ren Bankbürgschaft einzutragen. Von diesen 

Verbesserungen profitieren allerdings nur die 
Unternehmen, die einen Antrag nach der jeweils 
evaluierten Förderrichtlinie gestellt haben. 
Benachteiligt sind die Unternehmen, die Anträge 
nach älteren Förderrichtlinien gestellt haben. 
Dabei könnten bestimmte Verbesserungen 
durchaus auch auf diese Antragsteller übertra-
gen werden.  

Vorschläge Beteiligte

2.9 | Um die Antragsbearbeitung zu erleichtern, muss auch die Qualität 
der Anträge verbessert werden. Hierzu sollte der Antragsteller mehr 
und schnellere Unterstützung der staatlichen Stellen bei der Antrag-
stellung erhalten. Auch ist zu prüfen, ob Förderanträge vereinfacht 
werden können.

2.10 | Die Komplexität des Antragsverfahrens erfordert vielfach auch 
eine kostenintensive externe Beratung, die viele potenzielle Antrag-
steller abschreckt. Um erste Berührungsängste abzubauen und die 
Antragsqualität zu steigern, ist die Erstellung eines Förderleitfadens 
sinnvoll.

2.11 | Hilfreich wäre die Einrichtung eines Förderrechners, der unter 
Berücksichtigung der Rahmenbedingungen eine erste grobe Einschät-
zung der möglichen Förderhöhe gibt. Damit könnte der Antragsteller 
seine Chancen vor Beantragung besser einschätzen.

2.12 | Analog zur Förderrichtlinie für den KV könnte auch folgender 
Passus in eine neue Gleisanschlussförderrichtlinie aufgenommen 
werden: „Die zuständige Bewilligungsbehörde unterstützt Interessen-
ten und Antragsteller vor Antragstellung und im Bewilligungs-
verfahren.”

EBA, Verbände, Bund

EBA, Verbände, Bund

EBA, Verbände, Bund

Bund

Vorschlag Beteiligte

2.8 | Die im Rahmen der bisherigen Evaluierungen erreichten 
Verbesserungen sollten allen Fördermittelnehmern zugutekommen. 
Dies gilt im besonderen Maße für die Anrechnung der EU-Kilometer 
und die Möglichkeit einer Grundschuldeintragung (anstelle einer sehr 
teuren Bankbürgschaft).

Bund, Verbände

Vereinfachung der Förderungsbeantragung
Das Antragsverfahren sollte vereinfacht und 
beschleunigt werden. Dadurch könnten auch 
ggf. entstehende Beraterkosten für die Bean-
tragung von Fördermitteln vermieden werden. 
Zur Beschleunigung des Verfahrens muss die 
Kommunikation des EBA mit den Antragstellern 
verbessert werden. Auch sollten Zuständigkei-
ten und Ansprechpartner im EBA nach außen 

besser kommuniziert werden. Indem das EBA bei 
Antragseingang über die voraussichtliche Ver-
fahrensdauer informiert, wird die Planbarkeit 
für die Antragsteller verbessert. Die in der För-
derrichtlinie vorgegebenen Bearbeitungsfris-
ten müssen zwingend eingehalten werden. Die 
dafür notwendige Personalausstattung des EBA 
ist sicherzustellen. 
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Transparenz bestehender Fördermaßnahmen 
von EU, Bund und Ländern erhöhen
Derzeit existieren unterschiedliche Förderpro-
gramme für Gleisanschlüsse auf verschiedenen 
staatlichen Ebenen, für die unterschiedliche 
Stellen zuständig sind. Interessierten Unterneh-
men sollte der Zugang zu Informationen über 
diese Förderprogramme erleichtert werden.

Vorschlag Beteiligte

2.14 | Bestehende Förderprogramme von Bund, Ländern und EU 
sollten auf einer zentralen Informationsplattform abrufbar sein. 

Verbände mit Unterstüt-
zung von Bund, EBA, 
Ländern, EU

Stärkere Bewerbung des Gleisanschlussförder-
programms 
Die Förderrichtlinie ist bei Verladern und Logis-
tikdienstleistern nicht ausreichend bekannt. 
Deshalb sollte das Programm mit seinen Förder-
möglichkeiten auch durch die mitzeichnenden 
Verbände (noch) stärker beworben werden.  

Vorschlag Beteiligte

2.13 | Es wird eine Informationsoffensive bei Unternehmen aus 
Industrie, Handel und Logistik gestartet. 

Verbände mit Unterstüt-
zung von EBA und Bund
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Vorschläge Beteiligte

3.1 | Bereitstellung von Mitteln zur Erneuerung von Infrastrukturen/
Anlagen im Eigentum der DB Netz AG, die für den Anschluss an das 
öffentliche Eisenbahnnetz benötigt werden, z. B. in der Leistungs- und 
Finanzierungsvereinbarung (LuFV) oder in der Gleisanschlussförderrichtlinie 

3.2 | Bereitstellung von Mitteln zur Erneuerung von Infrastrukturen/
Anlagen im Eigentum einer Nichtbundeseigenen Eisenbahn, die für den 
Anschluss an das öffentliche Eisenbahnnetz benötigt werden, z. B. im 
Schienengüterfernverkehrsnetzförderungsgesetz (SGFFG) oder in der 
Gleisanschlussförderrichtlinie

Bund, DB Netz AG

Bund, Verbände

Für den Anschluss an das öffentliche Eisenbahn-
netz werden Infrastrukturen/Anlagen benötigt. 
Dies sind neben der Anschlussweiche auch Sig-
nalanlagen (inkl. deren technischer Anbindung 
an den benachbarten Infrastrukturbetreiber) und 
Flankenschutzeinrichtungen wie Schutzweichen, 
Stumpfgleise inkl. Prellböcken oder Gleissper-
ren. Auch Personalkosten zum Betrieb dieser Inf-
rastrukturen/Anlagen sind zu berücksichtigen. 

Infrastrukturen/Anlagen zum Anschluss an das 
öffentliche Eisenbahnnetz befinden sich nur sel-
ten im Eigentum eines Gleisanschließers, son-
dern werden in der Regel von benachbarten 
Infrastrukturbetreibern vorgehalten und sind 
zumeist Bestandteil der öffentlichen Eisenbahn-
infrastruktur.  

Grundsätzlich werden Gleisanschließer mit 
sehr hohen Kosten für Vorhaltung, Betrieb 
und Erneuerung dieser Infrastrukturen/Anla-
gen belastet. In vielen Fällen überschreiten 
diese Kosten sogar die Kosten der eigenen Inf-
rastruktur innerhalb des Gleisanschlusses. Ins-
besondere kleine und mittlere Gleisanschlie-
ßer können die Plausibilität der Kosten für Infra- 
strukturen/Anlagen zum Anschluss an das öffent-
liche Eisenbahnnetz selten prüfen. Um Kosten-
transparenz zu erlangen, müssen sie daher häufig 
mit entsprechendem finanziellem Aufwand 
Experten beauftragen oder die Kosten ungeprüft 
akzeptieren. 

Bei der Anbindung von Unternehmensstandorten 
an das öffentliche Straßennetz fallen vergleich-
bare Kosten dagegen nicht an. Dies ist eine klare 
Benachteiligung des Verkehrsträgers Schiene 
gegenüber der Straße. Im Sinne gleicher Wettbe-
werbsbedingungen sollten auch Gleisanschlie-
ßer deshalb von den Kosten für Infrastrukturen/

Anlagen zum Anschluss an das öffentliche Eisen-
bahnnetz (weitestgehend) befreit werden. Dies 
kann z. B. durch Aufnahme in die bestehenden 
Finanzierungsinstrumente der öffentlichen Hand 
geschehen. 

Neubau von Infrastrukturen/Anlagen für den 
Anschluss an das öffentliche Eisenbahnnetz
Die aktuelle Gleisanschlussförderrichtlinie des 
Bundes sieht vor, dass auch der Neubau solcher 
Infrastrukturen/Anlagen mit maximal 50 Prozent 
gefördert werden kann. Im Handlungsfeld „Gleis-
anschlussförderung verbessern” wurde bereits 
die Ausweitung auf eine 100-Prozent-Förderung 
vorgeschlagen.

Erneuerung von Infrastrukturen/Anlagen für 
den Anschluss an das öffentliche Eisenbahnnetz 
Die Erneuerung dieser Infrastrukturen/Anlagen 
kann den Gleisanschließer in bestimmten Fällen 
bis zu sechsstellige Summen kosten. Oftmals ist 
dies wirtschaftlich nicht tragbar. Kommt er der 
Zahlungsaufforderung des Infrastrukturbetreibers 
nicht nach, muss er mit einer behördlichen oder 
richterlichen Entscheidung rechnen, die ihn ent-
weder zur Zahlung oder zur Aufgabe des Gleisan-
schlusses mit eventueller Rückbauverpflichtung 
zwingt. Würde z. B. eine vergleichbare Weiche  
zwei Strecken im Netz der Schienenwege des Bun-
des (z. B. DB Netz AG) miteinander verbinden, käme 
der Bund im Rahmen der Leistungs- und Finanzie-
rungsvereinbarung (LuFV) für diese Kosten auf.

Um Gleisanschlüsse in ihrem Bestand nicht zu 
gefährden, ist es daher sinnvoll, dass der Bund 
sowohl Ersatzinvestitionen der DB Netz AG als auch 
der Nichtbundeseigenen Eisenbahnen (NE) für sol-
che Infrastrukturen/Anlagen (mit-)finanziert. Damit 
würden die Gleisanschließer erheblich entlastet 
und ein externer Risikofaktor würde entfallen.

Handlungsfeld 3: Kostenbelastung durch 
Anschluss an das öffentliche Eisenbahnnetz 
verringern 
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Vorschlag Beteiligte

3.3 | Es sollten die notwendigen Rahmenbedingungen geschaffen 
werden, um Infrastrukturen/Anlagen für den Anschluss an das 
öffentliche Eisenbahnnetz für eine bestimmte Zeitperiode betrieblich 
sperren zu können und den Gleisanschließer damit in bestimmten 
Fällen von Rückbauverpflichtungen zu befreien. 

Bund, EBA, Länder, 
Verbände 

Vorschlag Beteiligte

3.4 | Durch Realisierung staatlicher Finanzierungsinstrumente sollten 
finanzielle Rahmenbedingungen geschaffen werden, damit Gleisanschlie-
ßern bei technischen Aufrüstungen von Infrastrukturen/Anlagen für 
den Anschluss an das öffentliche Eisenbahnnetz keine Mehrkosten 
entstehen. 

Bund, Länder, Verbände 

Vorschlag Beteiligte

3.5 | Konkretisierung des Anschlussrechtes prüfen Bund, Verbände

Technische Aufrüstung von Infrastrukturen/
Anlagen für den Anschluss an das öffentliche 
Eisenbahnnetz
Beabsichtigt der Betreiber solcher Infrastruktu-
ren/Anlagen, diese technisch aufzurüsten, z. B. 
weil auf der Strecke eine höherwertige Stell-
werkstechnik eingeführt wird, dürfen die daraus 

resultierenden Mehrkosten für Instandhaltung, 
Instandsetzung, Erneuerung und Rückbau etc. 
nicht dem Gleisanschließer angelastet werden. 
Notwendige Anpassungen von solchen Infra-
strukturen/Anlagen sollten Bestandteil der 
Gesamtfinanzierung der übergeordneten Bau-
maßnahme sein. 

Vorübergehende Sperrung von Infrastrukturen/
Anlagen für den Anschluss an das öffentliche 
Eisenbahnnetz anstelle von Rückbauverpflich-
tungen
Um einen vorzeitigen Rückbau von nicht genutz-
ten Gleisanschlüssen zu vermeiden, sollte 
geprüft werden, ob solche Infrastrukturen/Anla-
gen mit behördlicher Zustimmung verstärkt auch 
als betrieblich gesperrt deklariert werden kön-
nen. Die Anschlussweiche würde dann für eine 
bestimmte Zeitperiode nicht bedienbar und der 

Gleisanschluss damit nicht erreichbar sein. Dem 
Gleisanschließer würden dann keine bzw. nur 
sehr geringe Vorhaltekosten angelastet. Bei Wie-
deraufnahme von Verkehren könnten diese Infra - 
strukturen/Anlagen dann mit wenig Aufwand 
und mit kurzem zeitlichem Vorlauf wieder in 
Betrieb genommen werden. Diese Option wäre 
insbesondere dann sinnvoll, wenn ein Gleisan-
schließer unverschuldet seinen Gleisanschluss 
aufgeben muss oder keine Bedienung durch ein 
EVU mehr stattfindet. 

Anschlussrecht konkretisieren
Der Gesetzgeber regelt in § 13 des Allgemeinen 
Eisenbahngesetzes (AEG) das Anschlussrecht nur 
sehr allgemein. In einem Grundsatzurteil des 
Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) finden 
sich zur Verteilung von Anschlusskosten zahlrei-
che Hinweise, die bei weiteren Verfahren beim 
EBA und vor Verwaltungsgerichten Anwendung 
finden werden. Zum Thema Angemessenheit der 
Kosten liegt ein vergleichbares Grundsatzurteil 

derzeit nicht vor. Immer häufiger werden Themen 
im Zusammenhang mit dem Anschlussrecht im 
juristischen Streit ausgetragen. Auch dies fördert 
nicht das Image eines eigenen Gleisanschlusses. 
Der Gesetzgeber sollte deshalb eine Konkretisie-
rung des Anschlussrechtes im Sinne eines fairen 
Interessenausgleichs aller Beteiligten prüfen, ins-
besondere um Planungssicherheit für alle Betei-
ligten zu schaffen. 
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Handlungsfeld 4: Risiken für die Betreiber 
minimieren

Die Entscheidung für den Betrieb eines Gleisan-
schlusses ist mit hohen Kosten verbunden und 
wird deshalb langfristig getroffen. Gerade des-
halb ist es wichtig, dass die vorgelagerte Infra- 
struktur, die sich im öffentlichen Eigentum befin-
det, in ihrem Bestand gesichert ist. Auch die Ver-
lässlichkeit der Bedienung eines Gleisanschlus-
ses durch ein EVU ist ausschlaggebend. Dies 
gilt vor allem für Unternehmen, die den Gleis-
anschluss für Einzelwagen-/Wagengruppenver-
kehre nutzen. 

In den zurückliegenden Jahren ist es aus wirt-
schaftlichen Gründen immer wieder zu Einstel-
lungen von Gleisanschlussbedienungen insbe-
sondere im Einzelwagen-/Wagengruppenver-
kehr gekommen. Die wesentlichen Gründe dafür 
sind die hohen Kosten für die Nutzung vorgela-
gerter Infrastrukturen und ein nicht ausreichen-
des Transportaufkommen. Je weniger Gleisan-
schlüsse vorhanden sind, desto schlechter stehen 
die Chancen für eine Steigerung des Transpor-
taufkommens. Und je geringer das Transportauf-
kommen ist, desto weniger Gleisanschlüsse wer-
den noch bedient. Diese Entwicklung erinnert 
sehr stark an das „Henne-Ei-Prinzip“ und muss 
zwingend gestoppt werden, um weiteren Rück-
gang zu verhindern. 

Aufgrund der Entwicklungen der vergangenen 
Jahrzehnte muss zunächst das Vertrauen in den 
eigenen Gleisanschluss wieder zurückgewonnen 
werden. Hierzu sollte der Gleisanschließer nicht 
mehr länger das alleinige Risiko des Zugangs zur 
Schieneninfrastruktur tragen müssen. Auch men-
genabhängige Langzeitverträge mit Take-or-
Pay-Risiko beim Gleisanschließer sollten abge-
schafft bzw. auf ein verkehrsförderndes Maß 
zurückgefahren werden (können). 

Die gängige Praxis, bestehende Gleisan-
schlüsse, kundennahe Zugangsstellen, öffentli-
che Ladestellen, trimodale/multimodale Knoten 
und vorgelagerte Infrastrukturen systematisch 
allein nach ihrer betriebswirtschaftlichen Trag-
fähigkeit bewerten zu müssen, sollte überwun-
den werden. Die Straße kennt solche Rahmen-
bedingungen nicht und steht jedermann jeder-
zeit zukunfts sicher und ohne externes Risiko zur 
Verfügung. 

Unstreitig ist, dass die Bedienung eines Gleis-
anschlusses in vielen Fällen höhere Kosten 
erzeugt als eine Bedienung auf der Straße. Aus 
diesem Grund bedarf es verschiedener Maß-
nahmen, um diese Kosten zu senken oder aus-
zugleichen und damit die externen Risikofak-
toren für Gleisanschließer zu reduzieren sowie 
die Aufrechterhaltung des Transportangebotes 
zu ermöglichen. 

Bestandssicherung und Leistungsfähigkeit  
vorgelagerter Infrastrukturen
Um einen Anreiz für Investitionen in den eigenen 
Gleisanschluss zu schaffen, müssen auch vorge-
lagerte Infrastrukturen, die sich im öffentlichen 
Eigentum befinden, in ihrer Existenz und Leis-
tungsfähigkeit gesichert und attraktiver gemacht 
bzw. ausgebaut werden. Nur mit der Förderung 
von Gleisanschlüssen allein wird deren Bestand 
nicht wieder zunehmen. Vielmehr bedarf es 
einer umfassenden Gesamtbetrachtung aller 
regionalen Infrastrukturen, die für eine kunden-
gerechte Bedienung von Gleisanschlüssen und 
weiteren Zugangsstellen benötigt werden. Die-
ses Bewusstsein sollte auch von der Politik und 
den staatlichen Stellen auf allen Ebenen geför-
dert werden. 

Durch die „Mauterhebung auf allen Eisenbahn-
infrastrukturen” sind die Kosten für den Zugang 
zur Schiene insbesondere auf der ersten bzw. 
der letzten Meile überdurchschnittlich hoch. 
Hier wird vergleichsweise nur eine geringe Ver-
kehrsleistung in der gesamten Transportkette 
erbracht. Solange die Infrastrukturbetreiber kos-
tenbasierte Entgelte für die Nutzung vorgela-
gerter Infrastrukturen erheben müssen, um wirt-
schaftlich über die Runden zu kommen, bleiben 
die Wettbewerbsnachteile zur Straße bestehen. 
Schließlich wird die Lkw-Maut in Deutschland 
lediglich auf Autobahnen und Bundesstraßen 
erhoben und damit bei Weitem nicht im gesam-
ten Straßennetz.  

Die bestehenden Finanzierungsinstrumente für  
regionale Infrastrukturen setzen bei Infrastruk-
turbetreibern und EVU einen Anreiz, sich mehr 
und mehr aus der Fläche zurückzuziehen und 
sich auf zentral gelegene Zugangsstellen in 
aufkommensstarken Gebieten zu konzentrie-
ren. So wundert es nicht, dass in der Vergan-
genheit insbesondere regionale Infrastrukturen 
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zurückgebaut wurden oder in ihrer Existenz 
gefährdet sind. 

Fehlende Finanzierungsmittel verhindern allzu 
oft Kapazitätsausbau und Modernisierungen, 
z. B. durch leistungsfördernde und kostenspa-
rende Technik. Veraltete und fehlende Anla-
gen am Anfang oder Ende der Transportketten 
machen den gesamten Schienentransport aber 
häufig kompliziert, unattraktiv und unrentabel. 
Davon sind auch Häfen, Industrie-, Gewerbe- und 
Logistikparks betroffen, die ebenfalls auf eine 
leistungsfähige Infrastruktur zwischen ihnen 
und dem überregionalen Streckennetz angewie-
sen sind. Derzeit mangelt es auf der ersten bzw. 
der letzten Meile eindeutig an leistungsfähiger 
Infrastruktur.

Der Schienengüterverkehr benötigt daher auch 
bei diesen Infrastrukturen eine Neuausrich-
tung – und zwar über Konjunkturzyklen hinaus. 
Dies betrifft sowohl die Anzahl als auch die Aus-
stattung dieser Infrastrukturen, wie z. B. längere 
Gleise und technische Modernisierung. Zusätz-
lich müssen auch Weichen und Nebengleise zum 
Rangieren oder Abstellen von Fahrzeugen in aus-
reichendem Maße vorgehalten werden. Benö-
tigt werden vor allem Bahnhöfe in der Nähe der 
Zugangsstellen, Zuführungsgleise, regionale 
Zulaufstrecken und Zugbildungsanlagen.

Um den Rückbau vorgelagerter Infrastrukturen 
aufzuhalten und Investitionen auch bei diesen 
Infrastrukturen zu stimulieren, müssen die finan-
ziellen Rahmenbedingungen dringend verbes-
sert werden. Wenn bspw. ein Gleisanschließer 

seine Verkehre steigern kann und dafür eine 
Kapazitätserweiterung auch bei einer vorgela-
gerten Infrastruktur notwendig ist, sollten ent-
sprechende Maßnahmen auch förderfähig sein. 
Gleiches gilt für Kleinmaßnahmen, die sowohl an 
der Zugangsstelle als auch bei der vorgelagerten 
Infrastruktur kapazitätssteigernd wirken. 

Welche Rolle der Staat bei der Finanzierung regi-
onaler Infrastrukturen einnehmen soll, ist sicher 
Gegenstand weiterer Diskussionen. Wenn die 
Bereitstellung der Infrastruktur volkswirtschaft-
lich und verkehrspolitisch gewünscht, aber 
betriebswirtschaftlich nicht tragfähig ist, muss 
der Staat öffentliche Mittel für die Vorhaltung 
bereitstellen. Das langfristige Ziel sollte sein, 
dass sich auch regionale Infrastrukturen ganz 
oder teilweise aus den Verkehren finanzieren 
können. Dafür bedarf es aber eines entsprechen-
den Transportaufkommens, das mit den derzeiti-
gen Finanzierungsinstrumenten für diese Infra-
strukturen aber Illusion bleiben wird. 

Ein geeignetes Instrument könnte eine (dau-
erhafte) staatliche Förderung zur Absenkung 
von Trassen- und Anlagenpreisen sein. Da viele 
Gleisanschlüsse an die Infrastruktur von Nicht-
bundeseigenen Eisenbahnen (NE) anschließen, 
ist die bereits geförderte Absenkung der Tras-
senpreise auf bundeseigener Infrastruktur auf 
diese Infrastruktur auszuweiten, um hier gleiche 
Zugangsbedingungen zu schaffen. 

Eine Senkung von Anlagenpreisen mit staatli-
chen Ausgleichszahlungen an den Infrastruktur-
betreiber (DB Netz AG und NE) würde sich positiv 
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auf die Wirtschaftlichkeit von Einzelwagen-/
Wagengruppenverkehren sowie anderen Trans-
portsystemen über kundennahe Zugangsstellen 
und damit auch auf Gleisanschlussverkehre aus-
wirken. Die Charta unterstützt daher ausdrück-
lich das Handlungsfeld 7 des Masterplans inkl. 
der dort aufgeführten Maßnahmen.     

Weiterhin sollten die Elektrifizierung und die 
Reaktivierung von Zulaufstrecken vorangetrie-
ben bzw. geprüft werden. Bei bestimmten Neben-
strecken sollte die Nutzbarkeit durch Ausweitung 
der Öffnungszeiten und Ausweichstellen sowie 

durch Modernisierung der Leit- und Sicherheits-
technik verbessert werden.

Bei Um-/Neubauten oder Modernisierungen ist 
die Interoperabilität der vom Gleisanschließer 
und vom Eisenbahninfrastrukturunternehmen 
verwendeten Stellwerkstechniken zu gewähr-
leisten. Es sollte auch geprüft werden, ob Zug-
fahrten in „größeren“ Gleisanschlüssen verstärkt 
beginnen/enden können und ob die dafür not-
wendigen Investitionen, z. B. in die Sicherungs-
technik, förderfähig sind (siehe Vorschlag zur 
Gleisanschlussförderrichtlinie auf Seite 17). 

Vorschläge Beteiligte

4.1 | Kapazitäten und Ausstattungen vorgelagerter Infrastrukturen zur 
kundengerechten Bedienung von Zugangsstellen sichern und 
(wieder-)herstellen bzw. ausbauen; Gesamtkonzept zur Finanzierung 
vorgelagerter Infrastrukturen realisieren

4.2 | Finanzierung von Kleinmaßnahmen mit kapazitätssteigernder
Wirkung sicherstellen

4.3 | Elektrifizierung auch von Zulaufstrecken und vorgelagerten Infra-
strukturen vorantreiben (siehe Maßnahme 6.2 des Masterplans
Schienengüterverkehr)

4.4 | Reaktivierung von Strecken; Ausweitung von Öffnungszeiten auf 
Nebenstrecken inkl. Modernisierung der Leit- und Sicherheitstechnik

4.5 | Trassen- und Anlagepreise auf der ersten/letzten Meile sowie in 
Knoten senken

4.6 | Interoperabilität der Stellwerkstechniken von Gleisanschließern
und Infrastrukturbetreibern herstellen

Bund, Länder, Kommu-
nen, Infrastruktur-
betreiber, Verbände

Bund, Länder, Kommu-
nen, Infrastruktur-
betreiber, Verbände

Bund, EBA, Länder, 
Kommunen, Infrastruk-
turbetreiber, Verbände

Bund, EBA, Länder, 
Kommunen, Infrastruk-
turbetreiber, Verbände

Bund, Länder, Kommu-
nen, Infrastruktur-
betreiber, Verbände

Infrastrukturbetreiber, 
Bahnindustrie, EBA, 
Landesbevollmächtigte 
für Bahnaufsicht (LfB), 
Verbände



Gleisanschluss-Charta | 25

Sicherstellung der Bedienung von Gleisan-
schlüssen und kundennahen Zugangsstellen 
Die hohen Kosten für die Bedienung eines Gleis-
anschlusses belasten gerade Verkehre mit ver-
gleichsweise geringem Aufkommen vor allem im 
Einzelwagen-/Wagengruppenverkehr. Sie brem-
sen aber auch die Realisierung anderer Trans-
portsysteme, die auf kundennahen Zugangsstel-
len basieren. 

Das traditionelle Einzelwagensystem steht seit 
Langem unter wirtschaftlichem Dauerdruck. In 
Deutschland wurde das Netzwerk zwar aufrecht-
erhalten, aber über die Jahre immer weiter aus-
gedünnt. In zahlreichen Ländern Europas haben 
die (ehemaligen) Staatsbahnen ihr Einzelwa-
gensystem sogar aufgegeben oder ihr Angebot 
drastisch zurückgefahren. Alternative Angebote 
anderer Unternehmen im Einzelwagen-/Wagen-
gruppenverkehr sind zwar bereits im Markt ver-
fügbar, allerdings nicht flächendeckend und 
im vergleichsweise geringeren Umfang. Sie 
beschränken sich meist auf Korridorlösungen 
und auf kleinere Netzwerke.

Die im Raum stehende Unsicherheit bedeutet 
für Gleisanschließer ein erhöhtes Risiko. In die-
ser Situation sind ein klares Bekenntnis zum 

Einzelwagen-/Wagengruppenverkehr durch die 
politischen Entscheider sowie eine entspre-
chende Unterstützung notwendig. 

Ein falscher Weg wäre es, den EVU eine Bedie-
nungspflicht aufzuerlegen. Vielmehr sollten 
Wege gefunden werden, dass EVU die Bedie-
nung von Gleisanschlüssen und kundennahen 
Zugangsstellen auf eigenwirtschaftlicher Basis 
sicherstellen können. Wo dies nicht möglich ist, 
sollte staatlicherseits erwogen werden, durch 
zielgerichtete Maßnahmen die existierenden 
Kostendeckungslücken der EVU zu überbrücken 
und so höhere Auslastungen einzelner Gleis-
anschlüsse zu stimulieren, was deren Fortbe-
stehen zunächst sichern würde und langfristig 
deren vollständig eigenwirtschaftlichen Betrieb 
ermöglichen könnte. Damit würde die Öffent-
liche Hand einen wichtigen Beitrag zur Erfül-
lung der nationalen verkehrs- und umweltpoliti-
schen Ziele leisten. Im Rahmen der Umsetzung 
des Masterplans Schienengüterverkehr wurde 
bereits eine Unterarbeitsgruppe Einzelwagen-
verkehr eingerichtet, mit dem Ziel, Handlungs-
empfehlungen zu formulieren, wie der Einzel-
wagenverkehr wirtschaftlich betrieben werden 
kann. Die Charta unterstützt diese Initiative. 

Vorschlag Beteiligte

4.7 | Formulierung von Handlungsempfehlungen durch die Unter-
arbeitsgruppe Einzelwagenverkehr des Masterplans Schienengüter-
verkehr

Mitglieder der Unter-
arbeitsgruppe Einzel-
wagenverkehr 
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Handlungsfeld 5: Gewerbeflächen an 
Schiene anbinden, Flächen sichern und 
trimodale/multimodale Knoten stärken 

Gleisanschlüsse, Umschlagterminals, öffentliche 
Ladestellen, Häfen und Industrie-, Gewerbe- und 
Logistikparks tragen erheblich zu einer nachhal-
tigen Entlastung des Straßennetzes von Ländern 
und Kommunen und zur Senkung von Unfallzahlen 
sowie lokalen Schadstoffemissionen des Verkehrs bei.  

Anbindung von Gewerbeflächen an das  
Schienennetz
Die Charta unterstützt die Umsetzung der Maß-
nahme 5.1 des Masterplans Schienengüterver-
kehr. Diese empfiehlt die Prüfung einer ver-
bindlichen Berücksichtigung von Schienenan-
bindungen im Planungs-/Umweltrecht bei der 
Genehmigung und dem Bau von aufkommens-
starken Industrie- und Logistikstandorten. Zur 
erforderlichen Definition des Begriffs „aufkom-
mensstarker Standort” könnten ergänzend z. B. 
Standortindikatoren für die Ausweisung von 
Gewerbeflächen entwickelt und herangezogen 
werden. Auch sollte dabei das Volumen von land- 
und forstwirtschaftlichen Produkten im Umland 
berücksichtigt werden. 

Die Charta empfiehlt darüber hinaus, eine not-
wendige Schienenanbindung schon bei der vor-
gelagerten Planung solcher Gebiete mitzube-
rücksichtigen.

Es ist festzustellen, dass der Schienengüterverkehr 
in der regionalen Verkehrsplanung häufig keine 
bedeutende Rolle spielt. „Der Nutzen, die wirt-
schaftlichen Vorteile und Potenziale von realen 
und optionalen Schienenanschlüssen sind kaum 
oder zu wenig im Bewusstsein der kommunalen 
Verwaltung und Politik sowie bei Investoren und 
Betrieben verankert", schreibt z. B. der Deutsche 
Städtetag (DST) in seiner „Arbeitshilfe für Gleisan-
schlüsse in den Städten” aus dem Jahr 2002. 

Infolge der allgemeinen Entwicklung wird bei 
der Ausweisung von Gewerbeflächen und der 

Ansiedlung neuer Unternehmen der Zugang zur 
Schiene immer weniger berücksichtigt. Die Kom-
munen könnten die Schiene allerdings nachhal-
tig fördern, wenn sie Gewerbeflächen mit rea-
lem oder optionalem Gleisanschluss nur für 
Unternehmen vorhalten, die ernsthaft am Schie-
nentransport interessiert sind. Der Nutzungs-
vorrang bestimmter Flächen sollte in den Flä-
chennutzungsplänen festgeschrieben werden. 
Die Planung der Gewerbeflächen sollte hierbei 
den Bahnanschluss berücksichtigen bzw. Flä-
chen, Radien, Einzelanschlüsse und öffentliche 
Ladeflächen. Hierbei sollte auch die Möglichkeit 
der Reaktivierung ehemaliger Zulaufstrecken in 
Betracht gezogen werden. Hierzu schreibt der 
DST weiter: „Für die Sicherung des Schienengü-
terverkehrs […] ist von den Kommunen eine für 
Gleisanschlüsse bzw. Nutzung von vorhandenen 
Gleisanlagen sinnvolle Flächenausweisung für 
Gewerbe und Industrie zu betreiben und von den 
Kommunen Bereitschaft zur Übernahme von Kos-
ten für den Erhalt von Infrastrukturen zu zeigen 
[sowie] eine sinnvolle Kostenteilung anzustreben 
zwischen Eisenbahnunternehmen, Gemeinden, 
Landkreisen und Land.” 

Es gilt, den Verkehrsträger Schiene bei der 
Erschließung von Gewerbeflächen auch in der 
übergeordneten Gesamtplanung, also auch in 
den Flächennutzungsplänen der Kommunen, der 
Landes- und Regionalplanung in Umsetzung der 
Grundsätze der Raumordnung (§ 2 Abs. 2 Nr.   3 
Raumordnungsgesetz (ROG)), stärker zu berück-
sichtigen. Hierzu ist es von Vorteil, die Bereiche 
Siedlungsentwicklung und Raumordnung sowie 
Bahnerschließung in einem interdisziplinären 
entwicklungsplanerischen Ansatz zusammenzu-
bringen. Eine interessante Option ist die Reali-
sierung von interkommunalen Gewerbegebieten, 
die größere Transportaufkommen generieren 
und sogar als multimodale Knoten entwickelt 
werden könnten. 

Vorschläge Beteiligte

5.1 | Umsetzung der Maßnahme 5.1 des Masterplans Schienengüter-
verkehr durch Schaffung einer Arbeitsgruppe fördern inkl. Definition
„Aufkommensstarke Industrie- und Logistikstandorte”

5.2 | Unterstützung der Kommunen (insb. Planer und Wirtschaftsförderer) 
durch die Eisenbahnbranche, um deren Schienenkompetenz zu stärken

Bund, Länder,
Kommunen, Verbände

Eisenbahnen, Verbände, 
Kommunen
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Vorschläge Beteiligte

5.3 | Gemeinsam mit den Kommunen sollte ein Austausch für eine 
sinnvolle Flächensicherung zugunsten des Schienengüterverkehrs 
stattfinden und bei Bedarf sollten Handreichungen/Best-Practice-
Beispiele gesammelt werden.

5.4 | Erstellung eines Konzeptes zur strategischen Flächensicherung 
derzeit nicht genutzter Infrastrukturen; Bestandssicherung als 
Zukunftsoption

Eisenbahnen,
Kommunen, Verbände

Bund, Länder,
Kommunen, Verbände, 
Eisenbahnen 

Sicherung von Flächen für die 
Schienenlogistik
Länder und Kommunen haben auch aus klima-
politischen Erwägungen ein großes Interesse an 
der Sicherung von Flächen, die für den Schienen-
güterverkehr (auch perspektivisch) notwendig 
und nutzbar sind. Diese gilt es in ausreichendem 
Maß zu erhalten und zu reservieren. Dies gilt auch 
für Gewerbeflächen in der Nähe von Bahnstrecken 
sowie für Gleisanschlüsse und Güterverteilanla-
gen, z. B. für die City-Logistik. Kommunen müssen 
dabei Abwägungsentscheidungen treffen. Grund-
stücke, die einmal entwidmet und einer anderen 
Nutzung, wie etwa dem Wohnungsbau, zur Ver-
fügung gestellt wurden, stehen für eine Schie-
nenerschließung dauerhaft nicht mehr zur Verfü-
gung. Allerdings bedeutet die Flächenvorhaltung 
für Schienenverkehrszwecke auch einen Verzicht 
auf andere Planungsoptionen. Auch der knappe 
Wohnraum oder eine mangelnde Freiflächenver-
sorgung stehen häufig im Konflikt mit der dauer-
haften Vorhaltung freier Flächen in Gleisnähe.  

Um den Zugang zur Schiene langfristig zu sichern, 
müssen neben Flächen auch nicht genutzte Gleis-
anschlüsse, Industriestammgleise und öffentli-
che Ladestellen unbedingt erhalten werden, um 
bei Bedarf erweitert oder reaktiviert werden zu 
können. Auf den Rückbau (zeitweise) nicht mehr 
genutzter Zugangsstellen und regionaler Infra-
strukturen sollte weitgehend verzichtet werden. 
Damit z. B. Kommunen und regionale Institutio-
nen mit hoheitlichen Aufgaben proaktiv reagie-
ren können, benötigen diese rechtzeitig Informa-
tionen über eine beabsichtigte Stilllegung oder 
einen beabsichtigten Rückbau solcher Infra- 
strukturen durch die zuständigen Stellen. 

Von den Eisenbahnen nicht mehr benötigte 
Bahnanlagen und Flächen eignen sich ebenfalls 
zur Flächensicherung für Ansiedlungen aufkom-
mensstarker Industrie- und Gewerbestandorte. 
Eine Option ist auch eine Umwandlung in ein 
„kundennahes” Terminal des KV mit vereinfach-
tem Ausbauzustand.
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Sicherung und Ausbau öffentlicher Ladestellen
Die Nachfrage nach öffentlichen Ladestellen 
für den Eigenumschlag hat wieder zugenom-
men. Die Holz- und Bauwirtschaft sucht z. B. 
verstärkt Umschlagmöglichkeiten in direkter 
Nähe zu größeren zusammenhängenden Wald-
gebieten oder zur Baustelle. Diese Ladestellen 
werden meist von Eisenbahninfrastrukturunter-
nehmen, von Betreibern von Häfen, Industrie-, 
Gewerbe- und Logistikparks und von den Kom-
munen vorgehalten.

Da es aber selten zu einer Dauernutzung einer 
öffentlichen Ladestelle kommt, liegt das  
komplette wirtschaftliche Risiko derzeit beim 
Betreiber. Eventuell sind aber gerade auch die 
Kommunen/Länder daran interessiert, dass sol-
che Ladestellen in ihrer Region bzw. in ihrem 
Bundesland betrieben werden. 

Bislang mangelt es an Förderungen für Vorhal-
tung, Errichtung, Ausbau, Erneuerung und Reak-
tivierung von öffentlichen Ladestellen. 

Vorschlag Beteiligte

5.6 | Erstellung eines Konzeptes zur Sicherung und zum Ausbau 
öffentlicher Ladestellen für den Eigenumschlag 

Bund, Länder,
Kommunen, Verbände, 
Eisenbahnen 

Trimodale/multimodale Knoten stärken
Trimodale/multimodale Knoten spielen bereits 
heute eine zentrale Rolle bei der Ansiedlung von 
Unternehmen mit schienenaffinen Transportgü-
tern. So sind in den See- und Binnenhäfen sowie 
in den Industrie-, Gewerbe- und Logistikparks 
zahlreiche Gleisanschlüsse und weitere Zugangs-
stellen konzentriert. Diese werden durch die 
Betreiber der Knoten „bahntechnisch” erschlos-
sen. Trimodale/multimodale Knoten sind auch 
wichtige Scharniere zwischen den Gleisan-
schlüssen im Knoten und dem regionalen/über-
regionalen Schienennetz. Die Kommunen und 
Länder können im Rahmen ihrer Raum- und Ver-
kehrsplanung sowie Wirtschaftsförderung diese 

Knoten als prädestinierte Konzentrationspunkte 
für Gleisanschlüsse vorsehen und deren Weiter-
entwicklung aktiv unterstützen.

Von großer Bedeutung ist auch die Anbindung 
dieser Knoten an das überregionale Schienen-
netz durch leistungsfähige Infrastrukturschnitt-
stellen und bedarfsgerechte Kapazitäten in vor-
gelagerten Infrastrukturen. Dieser Aspekt muss 
besondere Berücksichtigung bei der auf Seite 24 
vorgeschlagenen Erstellung eines Gesamtkon-
zeptes zur Finanzierung regionaler Infrastruktu-
ren finden.

Vorschlag Beteiligte

5.5 | Stärkung trimodaler/multimodaler Knoten in der regionalen 
Verkehrspolitik und Verbesserung der Anbindung an das überregionale 
Schienennetz (siehe Gesamtkonzept regionale Infrastruktur auf Seite 24)

Bund, Länder, Kommunen,
Infrastrukturbetreiber, 
Verbände 
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Interesse am eigenen Gleisanschluss steigern
Nicht wenige Unternehmen halten einen eige-
nen Gleisanschluss für verzichtbar, obwohl sie 
Güter umschlagen, die auf der Schiene transpor-
tiert werden könnten. Um das Interesse am eige-
nen Gleisanschluss zu steigern, sollten in einer 

Imagekampagne die Vorteile deutlich und kun-
dengerecht herausgestellt werden. Neben den 
Aspekten Umwelt-/Klimaschutz und Straßenent-
lastung sollten dabei auch die konkreten Vor-
teile in der Supply-Chain benannt werden.

Handlungsfeld 6: Industrie, Handel und 
Logistik von den Vorteilen eines eigenen 
Gleisanschlusses überzeugen

Vorschlag Beteiligte

6.1 | Imagekampagne zur Hervorhebung der Vorteile eines eigenen 
Gleisanschlusses durchführen 

Verbände, Eisenbahnen 
mit Unterstützung von 
Bund, Ländern und 
Kommunen

Vorschläge Beteiligte

6.2 | Transparenz erhöhen und und (staatlich) gefördertes Beratungs-
angebot rund um den Gleisanschluss ausbauen (Coaching, regionaler 
Kümmerer)

6.3 | Dienstleistungen für Gleisanschließer erweitern

Länder, Kommunen, 
Verbände, Eisenbahnen 

Eisenbahnen

Informationen/Beratung/Dienstleistungen 
für Gleisanschließer 
Um Güter auf der Schiene transportieren zu las-
sen oder einen eigenen Gleisanschluss zu errich-
ten, werden viele Informationen und Experten-
wissen benötigt. In bestimmten Regionen exis-
tiert bereits ein öffentlich gefördertes, neutrales 
Beratungsangebot (Coaching/regionaler Küm-
merer). Dieses umfasst die Unterstützung bei 
der Verkehrsverlagerung auf die Schiene, bei 
Bau, Erweiterung und Reaktivierung von Gleisan-
schlüssen inkl. Unterstützung bei Förderanträgen 
und die Sicherung bestehender Gleisanschlüsse. 
Dieses Angebot sollte dauerhaft eingerichtet und 
auf weitere Regionen ausgedehnt werden. 

Vor dem Bau eines Gleisanschlusses kann es 
sinnvoll sein, bereits vorhandene Infrastrukturen 

zu reaktivieren bzw. zu erweitern. Auch sollte 
geprüft werden, ob in der Nähe ein ande-
rer Umschlagpunkt existiert, der für den eige-
nen Umschlag nutzbar ist. Neben entsprechend 
gestalteten Anreizen könnten hier auch Informa-
tionsportale unterstützen, die die Suche nach 
geeigneten Infrastrukturen erleichtern würden.

Die Eisenbahnen sollten ihr Leistungsange-
bot für Gleisanschließer erweitern, z. B. Stellen 
des Anschlussbahnleiters, Erstellen von Bedie-
nungsanweisungen/Verträgen, Übernahme der 
laufenden Instandhaltung, Begleitung bauli-
cher Maßnahmen, Durchführung werksinterner 
Rangierleistungen, Übernahme des Notfall- und 
Unfallmanagements oder Durchführung von Ver-
ladungen inkl. Ladungssicherung und Verwiegung.

Personalmangel bei Gleisanschlüssen 
(Anschlussbahnen) beheben 
Auch Betreiber von Gleisanschlüssen haben 
zunehmend Probleme bei der Rekrutierung und 

Aus- sowie Weiterbildung von Eisenbahnperso-
nal. Die Maßnahmen des Masterplans Schienen-
güterverkehr sollten daher auch bei Gleisan-
schlüssen (Anschlussbahnen) Anwendung finden.

Vorschlag Beteiligte

6.4 | Zeitnahe Umsetzung der Maßnahmen im Handlungsfeld 10 des 
Masterplans Schienengüterverkehr 

Siehe Masterplan 
Schienengüterverkehr
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Erfreulicherweise investieren zahlreiche Spediti-
onen, Eisenbahnen und Betreiber von Häfen sowie 
von Industrie-, Gewerbe- und Logistikparks trotz 
zusätzlicher Umschlagkosten und Auslastungsri-
siken in eigene Umschlaganlagen für den KV und 
den Wagenladungsverkehr. Diese Aktivitäten sol-
len durch die Umsetzung der Maßnahmen des 
Handlungsfeldes 5 des Masterplans Schienengü-
terverkehr nachhaltig unterstützt werden. 

Weiterentwicklung der bestehenden  
Förderrichtlinien
Für private Betreiber von multimodalen 
Umschlaganlagen für den Wagenladungsver-
kehr steht die Gleisanschlussförderrichtlinie zur 
Verfügung. Für deren Weiterentwicklung hat die 
Charta bereits konkrete Vorschläge unterbreitet. 
Bei multimodalen Umschlaganlagen wirken ins-
besondere die strengen Mengenverpflichtungen 
abschreckend auf die Betreiber. Die Auslastung 
ihrer Anlagen können sie nämlich nicht allein 
steuern, weil sie von entsprechenden Verträgen 
mit ihren Auftraggebern abhängig sind. 

Es sollte auch darüber nachgedacht werden, 
Umschlaganlagen, die von Unternehmen im 
öffentlichen Eigentum vorgehalten werden, eben-
falls zu fördern. Neben dem Bund könnten sich 
hier auch verstärkt die Länder und Kommunen 
engagieren. Eine solche Förderung könnte auch 
den Bau bzw. die Reaktivierung von öffentlichen 
Ladestellen für den Eigenumschlag und trimodale 
Einrichtungen, z. B. in den Häfen, beinhalten.

Erschwert werden multimodale Konzepte auch 
durch Einschränkungen in bestehenden Förder-
richtlinien. Die aktuelle Förderrichtlinie für den 
KV unterbindet z. B. den Umschlag großer und 
schwerer Stückgüter in Terminals des KV.

Handlungsfeld 7: Multimodalität fördern

Vorschläge Beteiligte

7.1 | Weiterentwicklung der Gleisanschlussförderrichtlinie aus 
dem Blickwinkel privater und öffentlicher Betreiber multimodaler 
Umschlaganlagen 

7.2 | Erstellung eines Konzeptes zur Förderung von Umschlaganlagen 
und öffentlichen Ladestellen für den Eigenumschlag, die von Unter-
nehmen im öffentlichen Eigentum betrieben werden

7.3 | Erweiterung der Förderrichtlinie für den Kombinierten Verkehr 
auch auf den Umschlag von Wagenladungsverkehren, z. B. Beispiel für
schwere Stückgüter oder in zeitlichen Randlagen

Bund, Verbände

Bund, Länder,
Kommunen, Verbände, 
Eisenbahnen

Bund, Verbände

Vorschlag Beteiligte

7.4 | Zeitnahe Umsetzung der Maßnahme 5.4 des Masterplans
Schienengüterverkehr 

Siehe Masterplan
Schienengüterverkehr

Gleichstellung und Anpassung der Rahmen- 
bedingungen der Vor-/Nachläufe
Maßnahme 5.4 des Masterplans Schienengüter-
verkehr sieht vor, eine Gleichstellung und Anpas-
sung der Rahmenbedingungen der Vor-/Nach-
läufe zum KV und zum konventionellen Wagen-
ladungsverkehr im Rahmen von multimodalen 
Transportketten zu prüfen. Es sollte geprüft wer-
den, ob diese derzeit auf den KV beschränkten 

Rahmenbedingungen im Interesse von Gleis-
anschlüssen und trimodalen/multimodalen 
Zugangsstellen auf weitere Vor- und Nachläufe 
des Bahntransports ausgedehnt werden können, 
also auch auf den Vor-/Nachlauf zu Umschlag-
anlagen des multimodalen Wagenladungsver-
kehrs. Dabei muss allerdings gewährleistet 
werden, dass ein Missbrauch dieser Privilegien  
ausgeschlossen bleibt.
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Multimodale/modulare Fahrzeuge/Behälter-
systeme entwickeln und einsetzen
Die bereits im Markt befindlichen Systeme dienen 
nicht nur dem KV, sondern sind insbesondere für 
Massengutverkehre über Gleisanschlüsse, öffent-
liche Ladestellen, Häfen, Industrie-, Gewerbe- 

und Logistikparks und multimodale Umschlagan-
lagen interessant. Diese innovativen Lösungen 
sind daher in den bestehenden und künftigen 
Förderprogrammen unbedingt als förderfähig zu 
berücksichtigen.

Vorschlag Beteiligte

7.5 | Zeitnahe Umsetzung der Maßnahme 4.4. des Masterplans 
Schienengüterverkehr in Bezug auf Entwicklung und Einsatz 
multimodaler, modularer Aufbauten

Siehe Masterplan
Schienengüterverkehr
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Gemischte Systeme aus Kombinierten Verkehr 
und Wagenladungsverkehr
Dort, wo es sinnvoll ist, sollte die historisch gewach-
sene Trennung zwischen Wagenladungsverkehr 
und KV aufgebrochen werden. Dadurch könnten 

im Einzelfall Gleisanschlüsse/regionale Infrastruk-
turen und Züge/Rangiereinheiten besser ausge-
lastet sowie Synergien im Bahnbetrieb geschaffen 
werden. Die heutige Fördersystematik setzt einem 
operativen Mischbetrieb allerdings häufig Grenzen.

Handlungsfeld 8: Neue Transportkonzepte 
über Gleisanschlüsse und kundennahe 
Zugangsstellen realisieren

Vorschlag Beteiligte

8.1 | Öffnung bestehender Förderrichtlinien auch für gemischte Systeme Bund, Länder, Verbände

Vorschlag Beteiligte

8.2 | Berücksichtigung dezentraler Terminals und Umschlaganlagen
in Gleisanschlüssen in den bestehenden Förderrichtlinien

Bund, Länder,
Kommunen, Verbände 

Vorschläge Beteiligte

8.3 | Um es Logistikdienstleistern und Eisenbahnen zu erleichtern, 
sich für Kooperationen/Ladungsbündelungen zusammenzufinden, 
um gemeinsam Verkehre von der Straße auf die Schiene verlagern 
zu können, sollten regelmäßig auf regionaler, nationaler und 
internationaler Ebene Informationsveranstaltungen stattfinden.

8.4 | (Weiter-)Entwicklung und Markteinführung digitaler Informations-
systeme für Disponenten und Kunden der Eisenbahnen

Verbände, Kommunen, 
Länder, Bund,
Marktteilnehmer

Verbände, Marktteil-
nehmer, Bund 

Kombinierter Verkehr in/aus Gleisanschlüssen
Der Umschlag intermodaler Ladeeinheiten in 
Gleisanschlüssen von Industrie, Handel und 
Logistik sowie weiteren Zugangsstellen bietet 
großes Potenzial, um die Auslastung der Gleis-
anschlüsse und der regionalen Infrastrukturen 
dauerhaft zu verbessern. Dabei geht es nicht um 

eine Konkurrenzierung des klassischen KV (See-
hafenhinterlandverkehre, kontinentale Kombi-
verkehre etc.), sondern um Logistiklösungen, 
die eine große Nähe zum Kunden oder Flächen 
für Zwischenlagerungen (z. B. Nassläger für Holz) 
benötigen.

Ausbau von Kooperationen
Um das Potenzial des Güterverkehrs auf der 
Schiene größtmöglich auszunutzen, ist neben 
einer leistungsfähigen Infrastruktur die Entwick-
lung zukunftsfähiger Transportkonzepte not-
wendig. Der Trend zu kleinteiligeren Transporten 
macht Ladungsbündelung zur Voraussetzung für 
die Behauptung im Markt. Kooperationen regi-
onaler Anbieter und eine bessere Vernetzung 
von Speditionen und Eisenbahnen versprechen 
große Impulse für den Bahntransport, insbeson-
dere für den Einzelwagen-/Wagengruppenver-
kehr und andere Transportsysteme, die über kun-
dennahe Zugangsstellen organisiert werden. Die 
Entwicklung solcher neuen Konzepte mit Fokus 

auf Gleisanschlüsse, kundennahe Zugangsstel-
len, Häfen und Industrie-, Gewerbe- und Logis-
tikparks sollte dabei unter Einbeziehung aller 
relevanten Akteure erfolgen.   

Zur Unterstützung von Kooperationen und zur 
Identifizierung von Bündelungspotenzialen 
bedarf es auch digitaler Informationssysteme für 
alle Akteure. Digitale Systeme könnten die Dis-
ponenten bei Einkauf und Verkauf freier Kapazi-
täten unterstützen. Sie könnten es auch Kunden 
erleichtern, (möglichst) in Echtzeit Transportan-
gebote zu finden oder Transportbedarfe/Aus-
schreibungen zu platzieren.  
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Auch bei Betrieb und Bedienung von Gleisan-
schlüssen, Häfen, Industrie-, Gewerbe- und 
Logistikparks, öffentlichen Ladestellen und vor-
gelagerten Infrastrukturen gibt es viel Potenzial 
für Innovationen. Bei der Unterstützung solcher 
Vorhaben sollte allerdings neben einer Herstel-
lerförderung auch die Betriebskostenförderung 
Berücksichtigung finden.

Digitalisierung und Automatisierung 
der ersten/letzten Meile
Auf der ersten bzw. der letzten Meile sind 
die derzeit eingesetzten Techniken und die 
praktizierten Betriebsverfahren wesentliche 

Kostentreiber. Die Digitalisierung der gleis-
anschlussbezogenen Prozesse und die Einfüh-
rung der Telematik könnten helfen, deren Pro-
duktivität und Zuverlässigkeit zu steigern. Dar-
auf aufbauend kann die Automatisierung von 
Rangiervorgängen und „Last-Mile-Verkehren” 
vorangetrieben werden. Hierzu ist die weitere 
Entwicklung von automatischem Rangiergerät 
notwendig. Potenzial besteht auch bei der Auto-
matisierung der Be- und Entladeprozesse. Um 
(teil-)autonome Prozesse allerdings auch prak-
tisch anwenden zu können, müssen die gesetz-
lichen Bestimmungen entsprechend angepasst 
werden.

Handlungsfeld 9: Innovationen auf erster/
letzter Meile voranbringen

Vorschlag Beteiligte

9.2 | Konsequente Umsetzung der entsprechenden Maßnahmen
des Masterplans Schienengüterverkehr

Siehe Masterplan
Schienengüterverkehr

Vorschlag Beteiligte

9.1 | Konsequente Umsetzung der entsprechenden Maßnahmen
des Masterplans Schienengüterverkehr

Siehe Masterplan
Schienengüterverkehr

Einsatz energiesparender und emissionsarmer 
Lokomotiven
Heute übernehmen fast ausschließlich diesel-
betriebene Rangierlokomotiven die erste und 
letzte Meile. Die Zukunft liegt im Einsatz von 
Lokomotiven mit alternativen Antrieben bzw. 
Hybridlokomotiven und in der weiteren Elektri-
fizierung, auch der ersten/letzten Meile. Damit 
könnten Verkehre zwischen zwei Gleisanschlüs-
sen unschlagbar umweltfreundlich bis hin zur 
CO2-freien Transportkette gestaltet werden. 

In der Übergangsphase besteht ein hohes Poten-
zial bei den bestehenden Rangierlokomotiven, 
die mit modernen Dieselmotoren und Steue-
rungstechnik nachgerüstet werden können. Des 
Weiteren können modulare Lösungen den Aus-
tausch der Antriebstechnik in Zukunft ermögli-
chen.
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Das Interesse von Verladern und Logistikdienst-
leistern am Schienengüterverkehr und auch am 
eigenen bzw. kundennahen Gleis steigt wie-
der. Dies spricht für die Zukunftsfähigkeit von 
Zugangsstellen in der Region. Um diese für Ver-
kehrsverlagerungen zu stärken, müssen aber ins-
besondere die negativen Entwicklungen rund 
um Gleisanschlüsse und vorgelagerte Infrastruk-
turen gestoppt und umgekehrt werden. 

Nur durch das Engagement aller angesproche-
nen Akteure und durch die konsequente Umset-
zung der hier vorliegenden Vorschläge kann 
das gemeinsame Ziel der Charta erreicht wer-
den, die gewünschte Verkehrsverlagerung auf 

die Schiene durch ausreichend Gleisanschlüsse, 
kundennahe Zugangsstellen, Umschlagtermi-
nals, trimodale/multimodale Knoten und vorge-
lagerte Infrastrukturen für leistungsfähige und 
wirtschaftlich darstellbare Transportkonzepte 
auch im Wagenladungsverkehr zu realisieren.   

Die Unterzeichner und Unterstützer der Charta 
erklären sich bereit, das Ziel und die Vorschläge 
der Charta voranzutreiben und ihren Beitrag zur 
Umsetzung zu leisten. Sie appellieren an Politik 
und staatliche Stellen auf Ebene des Bundes, der 
Länder und der Kommunen, dies ebenfalls zu tun 
und die Vorschläge gemeinsam mit der verladen-
den Wirtschaft und der Logistik umzusetzen.

Aufruf zur Umsetzung der Charta
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